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Das regelt die EU 

Beschäftigungsformen 

Rechtliche Grundlagen 

Rechtsgrundlage zu diesem Thema bildet die EU-Richtlinie 97/81/EG des Rates vom  

15. Dezember 1997. 

Die Rahmenvereinbarung gibt vor, dass Teilzeitbeschäftigte in ihren Beschäftigungs-

bedingungen gegenüber vergleichbaren Vollzeitbeschäftigten nicht benachteiligt wer-

den dürfen, es sei denn, die unterschiedliche Behandlung ist aus sachlichen Gründen 

gerechtfertigt. Darüber hinaus werden die Arbeitgeber dazu angehalten, nach Mög-

lichkeit die Wünsche der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu berücksichtigen und 

Anträge auf einen Wechsel von Vollzeit- in Teilzeitarbeitsverhältnisse und umgekehrt 

zu erfüllen. 

Befristete Arbeitsverhältnisse 

Rechtsgrundlage zu diesem Thema bildet die EU-Richtlinie 1999/70/EG des Rates 

vom 28. Juni 1999. 

Die Rahmenvereinbarung verbietet den Arbeitgebern, Arbeitnehmer und Arbeitneh-

merinnen in befristeten Arbeitsverhältnissen schlechter zu behandeln als Dauerbe-

schäftigte, es sei denn, die unterschiedliche Behandlung ist aus sachlichen Gründen 

gerechtfertigt. Ferner soll die Richtlinie verhindern, dass durch den Abschluss mehre-

rer befristeter Arbeitsverträge für dieselbe Arbeit zwischen einem Arbeitgeber und 

einem Arbeitnehmer oder einer Arbeitnehmerin ein Missbrauch entsteht. 

Zeit- bzw. Leiharbeit 

Rechtsgrundlage zu diesem Thema bildet die EU-Richtlinie 2008/104/EG des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008. 

Die Rahmenvereinbarung legt das Prinzip der Gleichbehandlung zwischen Leiharbei-

tern/Leiharbeiterinnen und Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen, die von dem die Leih-

arbeit in Anspruch nehmenden Unternehmen eingestellt wurden, fest. Es gilt für die 

wichtigsten Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen, z.B. für den Schutz schwange-

rer und stillender Frauen oder die Gleichbehandlung von Männern und Frauen. Fer-

ner dürfen von Leiharbeitern und Leiharbeiterinnen keine Vermittlungsgebühren ver-

langt werden. 

In Österreich regelt das Arbeitskräfteüberlassungsgesetz (AÜG) Information, Ab-

sicherung und Gleichstellung für Leiharbeiter und Leiharbeiterinnen. 
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Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit 

Rechtliche Grundlagen 

Rechtliche Grundlage für die Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit in einem an-

deren Mitgliedstaat sind Artikel 49 „Niederlassungsfreiheit“ und Artikel 56 „Dienstleis-

tungsfreiheit“ des Vertrags über die Arbeitsweise der EU (AEUV) vom 1. Dezember 

2009. 

Zusätzlich erleichtert die Dienstleistungsrichtlinie 2006/123/EG vom 12. Dezember 

2006 die Niederlassung von Unternehmen in einem anderen Mitgliedstaat sowie die 

grenzüberschreitende Erbringung von Dienstleistungen, falls keine Niederlassung in 

einem anderen EU-Mitgliedstaat gegründet wird. 

Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit 

Der Grundsatz der Niederlassungsfreiheit stellt sicher, dass jeder EU-Bürger und 

jede EU-Bürgerin ein Unternehmen bzw. jedes Unternehmen aus einem EU-

Mitgliedstaat eine Betriebsstätte im Land seiner Wahl innerhalb der Europäischen 

Union gründen kann. Spezielle gewerberechtliche Voraussetzungen in den einzelnen 

EU-Mitgliedstaaten sind jedoch auch von Ausländern/Ausländerinnen zu erfüllen, 

damit für Inländer/Inländerinnen nicht strengere Regeln als für Auslän-

der/Ausländerinnen gelten. 

Der Grundsatz der Dienstleistungsfreiheit ermöglicht einem Wirtschaftsteilneh-

mer/einer Wirtschaftsteilnehmerin, der/die Dienste in einem Mitgliedstaat erbringt, 

seine/ihre Dienste auch vorübergehend in einem anderen Mitgliedstaat zu erbringen, 

ohne sich dort niederlassen zu müssen. 

Die Mitgliedstaaten können die Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit be-

schränken, wenn das Allgemeininteresse, zum Beispiel aus Gründen der öffentlichen 

Sicherheit, Ordnung oder Gesundheit, gefährdet ist. 

Mutterschutz und Pensionsleistungen für selbstständig Erwerbstätige 

Mit der EU-Richtlinie 2010/41/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

7. Juli 2010 wurde der Schutz selbstständig erwerbstätiger Frauen und mitarbeiten-

der Ehe- oder Lebenspartner/Lebenspartnerinnen selbstständig Erwerbstätiger, ins-

besondere bei Mutterschaft, verbessert. So können sie Mutterschaftsleistungen er-

halten, die eine Unterbrechung ihrer Erwerbstätigkeit von mindestens 14 Wochen 

ermöglichen. 

 

Europäische Richtlinien unter: http://eur-

lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:180:0001:0006:DE:PDF 

 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:180:0001:0006:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:180:0001:0006:DE:PDF
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So ist die Situation in Österreich 

Unselbstständige Beschäftigung 

Beschäftigungsformen – aktuelle Entwicklung 

In Österreich beträgt die Normalarbeitszeit 40 Stunden pro Woche. Es gibt verschie-

dene kollektivvertragliche Regelungen mit kürzerer Arbeitszeit für ca. 1,2 Millionen 

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen. Nach wie vor dominiert das Normalarbeitsver-

hältnis (unbefristeter Vollzeitarbeitsvertrag) in einer unselbstständigen Beschäftigung 

in Österreich. Allerdings nimmt der Anteil der neuen Beschäftigungsformen – befriste-

te oder geringfügige Beschäftigung, Teilzeitarbeit, Leiharbeit – seit einigen Jahren 

ständig zu. Von 2000 bis 2014 ist beispielsweise der Anteil der Teilzeitbeschäftigten 

von 16 % auf 28 % gestiegen, wobei weiterhin vor allem Frauen teilzeitbeschäftigt 

sind.  

Teilzeitarbeit 

Teilzeitarbeit liegt vor, wenn die vereinbarte Wochenarbeitszeit die gesetzliche oder 

kollektivvertraglich festgesetzte Normalarbeitszeit unterschreitet. Ausmaß, Lage und 

Änderung dieser Arbeitszeit sind zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer oder Ar-

beitnehmerin zu vereinbaren. 

Anspruch auf Teilzeitbeschäftigung („Elternteilzeit“) haben Mütter und Väter längs-

tens bis zum siebenten Geburtstag des Kindes bzw. bis zu einem späteren Schulein-

tritt, wenn sie in Betrieben mit mehr als 20 Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen be-

schäftigt sind und das Arbeitsverhältnis zum Zeitpunkt des Antritts der Teilzeitbe-

schäftigung ununterbrochen mindestens drei Jahre gedauert hat. 

Teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen dürfen wegen der Teilzeitarbeit 

gegenüber vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen nicht benachtei-

ligt werden. Es sei denn, sachliche Gründe rechtfertigen eine unterschiedliche Be-

handlung. 

Geringfügige Beschäftigung 

Geringfügig beschäftigt ist, wer bei regelmäßiger Beschäftigung (Dienstverhältnis für 

einen Monat oder für unbestimmte Zeit) nicht mehr als 415,72 Euro im Monat ver-

dient oder wer bei fallweiser Beschäftigung (Dienstverhältnis kürzer als ein Monat) 

nicht mehr als durchschnittlich 31,92 Euro pro Arbeitstag verdient (Stand 2016). 

Geringfügig Beschäftigte sind arbeitsrechtlich voll- und teilzeitbeschäftigten Arbeit-

nehmern/Arbeitnehmerinnen gleichgestellt. Sie haben somit Anspruch auf Urlaub, 

Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, Sonderzahlungen (Urlaubs- und Weihnachts-

geld), Abfertigung usw. Jede geringfügig beschäftigte Person ist vom Arbeitgeber bei 

der Gebietskrankenkasse zu melden. Der Arbeitgeber hat jedenfalls Beiträge zur 
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Unfallversicherung zu entrichten und somit ist jeder und jede geringfügig Beschäftigte 

unfallversichert. Allerdings besteht keine Kranken- und Pensionsversicherung. Ge-

ringfügig Beschäftigte können sich freiwillig selbst kranken- und pensionsversichern 

(monatlicher Beitrag: 58,68 Euro). In diesem Fall haben sie Anspruch auf Kranken-

geld in der Höhe von 4,98 Euro täglich und Wochengeld in der Höhe von 8,91 Euro 

täglich. Eine Selbstversicherung in der Arbeitslosenversicherung ist allerdings nicht 

möglich; daher sind geringfügig Beschäftigte nie arbeitslosenversichert! 

Befristete Beschäftigung 

Bei der Befristung beschränken Arbeitgeber und Arbeitnehmer bzw. Arbeitnehmerin 

den zeitlichen Umfang des Vertragsverhältnisses. Ein Arbeitsverhältnis, das für eine 

bestimmte Zeit vereinbart wurde, endet von selbst ohne weitere Willenserklärung der 

Vertragspartner. Bei der Befristung steht der Zeitpunkt fest, zu dem das Arbeitsver-

hältnis enden soll. Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen und Arbeitgeber sind allerdings 

auch berechtigt, die Befristung von einem Ereignis abhängig zu machen, das objektiv 

bestimmbar und von der Willkür der Vertragspartner unabhängig ist. Der Zeitablauf 

muss somit nicht unbedingt mit einem Kalendertag festgelegt werden.  

Eine Verlängerung der Befristung ist nur bei sachlicher Begründung möglich – gibt es 

keine sachliche Rechtfertigung, ist von einem unbefristeten Dienstverhältnis auszu-

gehen. 

Als befristeter Arbeitnehmer, als befristete Arbeitnehmerin dürfen Sie nicht schlechter 

als ein vergleichbarer unbefristet beschäftigter Arbeitnehmer bzw. eine vergleichbare 

unbefristet beschäftigte Arbeitnehmerin behandelt werden. 

Leiharbeit 

Die Leiharbeit, genauer gesagt die Arbeitskräfteüberlassung, hat in den letzten Jah-

ren stetig zugenommen. „Leiharbeiter/Leiharbeiterinnen“ werden beispielsweise bei 

kurzfristigen Arbeitsspitzen eingesetzt.  

Der Schutz von überlassenen Arbeitskräften soll dadurch gewährleistet werden, dass 

die Überlassung ohne ausdrückliche Zustimmung des Arbeitnehmers bzw. der Ar-

beitnehmerin ausgeschlossen ist. Der Verleiher (Überlasser) muss über die Arbeits-

bedingungen eine schriftliche Grundvereinbarung (Dienstzettel) und eine Überlas-

sungsmitteilung ausstellen. 

Überlassene Arbeitskräfte können im Rahmen eines Arbeiter- oder eines Angestell-

tenverhältnisses tätig sein. Für alle überlassenen Arbeitskräfte gelten das Arbeitskräf-

teüberlassungsgesetz (AÜG) sowie sonstige für Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen zur 

Anwendung kommenden Gesetze, wie z.B. das Urlaubsgesetz, das Arbeitszeitge-

setz, das Arbeitsruhegesetz usw. Gemäß AÜG darf der Verleiher keine Einstellungs-

beschränkungen für die Zeit nach der Auflösung des Arbeitsverhältnisses vorneh-

men.  
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Für Arbeitskräfte, die als Arbeiter/Arbeiterinnen im Rahmen eines „Leiharbeitsver-

hältnisses“ tätig sind, gilt der Kollektivvertrag für Arbeitskräfteüberlasser. Für Arbeits-

kräfte, die als Angestellte im Rahmen eines „Leiharbeitsverhältnisses“ tätig sind, gilt 

der Kollektivvertrag für Angestellte im Handwerk und Gewerbe. Während der Über-

lassung ist zusätzlich – insbesondere im Hinblick auf die Entlohnung – der Kollektiv-

vertrag des Beschäftigerbetriebes zu beachten.  

 

Wichtige Regelungen des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes (AÜG). 

Überlassungsentgelt  

Die Arbeitskraft hat Anspruch auf ein angemessenes, ortsübliches Entgelt, das min-

destens einmal monatlich ausgezahlt wird. Dabei ist auf das Entgelt Bedacht zu 

nehmen, das im Beschäftigerbetrieb vergleichbaren Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmern für vergleichbare Tätigkeiten kollektivvertraglich oder gesetzlich festgelegt 

bezahlt wird. 

Firmenpensionsregelungen bei längerer Überlassung  

Bei atypischen Überlassungen von mehr als 4 Jahren an denselben Beschäftiger gilt 

dieser, sofern er seinen Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen eine Leistungszusa-

ge im Sinne des Betriebspensionsgesetzes erteilt hat, als Arbeitgeber und muss sol-

che Überlassene in seine Pensionskasse bzw. betriebliche Kollektivversicherung 

unter Beitragszahlung einbeziehen, solange der Überlasser keine gleichwertige Pen-

sionsregelung hat.  

Urlaub/Arbeitszeit 

Während der Überlassung gelten für die überlassene Arbeitskraft die im Beschäf-

tigerbetrieb für vergleichbare Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen gültigen gesetzli-

chen, kollektivvertraglichen sowie sonstigen im Beschäftigerbetrieb geltenden ver-

bindlichen Bestimmungen allgemeiner Art, die sich auf Aspekte der Arbeitszeit und 

des Urlaubes beziehen. Als Anwendungsfälle könnten hier übliche Zusatzurlaube 

oder die Umstellung des Urlaubsjahres oder besondere Vordienstzeitenanrechnung 

zutreffen. 

Wohlfahrtseinrichtungen und Wohlfahrtsmaßnahmen 

Der Beschäftiger hat der überlassenen Arbeitskraft Zugang zu den Wohlfahrtseinrich-

tungen und Wohlfahrtsmaßnahmen in seinem Betrieb unter den gleichen Bedingun-

gen wie seinen eigenen Arbeitskräften zu gewähren, es sei denn, eine unterschiedli-

che Behandlung ist aus sachlichen Gründen gerechtfertigt. Zu den Wohlfahrtseinrich-

tungen und Wohlfahrtsmaßnahmen zählen insbesondere Kinderbetreuungseinrich-

tungen, Gemeinschaftsverpflegung und Beförderungsmittel. 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

– 7 – 

Stand: 2016 

                   

 

Wegweiser für  

Grenzgänger/Grenzgängerinnen  

aus Tschechien 

 

A3 Beschäftigungsformen 

Aus- und Weiterbildungen 

Überlasser und Beschäftiger müssen für überlassene Arbeitnehmer und Arbeitneh-

merinnen in geeigneter Weise Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen in ihren Betrie-

ben unterstützen. 

Gleichbehandlungspflichten 

Im Sinne der Gleichbehandlungsvorschriften gilt nicht nur der Überlasser, sondern 

auch der Beschäftiger als Dienstgeber. Das Diskriminierungsverbot gilt daher insbe-

sondere für die Auswahl der überlassenen Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen 

und die sonstigen Arbeitsbedingungen inklusive Beendigung einer Überlassung. 

Auch muss der Überlasser für angemessene Abhilfe sorgen, sobald er von Verstö-

ßen des Beschäftigers während der Beschäftigung weiß oder wissen muss. 

Besondere Informationspflicht vor Ende von Überlassungen 

Der Überlasser muss überlassenen Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen jedes 

Ende einer Überlassung mindestens 14 Tage vorher mitteilen, wenn die Überlassung 

an den jeweiligen Beschäftiger zumindest 3 Monate dauert. Nur bei objektiv unvor-

hersehbaren Ereignissen muss dies nicht erfolgen. 

Informationspflichten des Beschäftigers  

Der Beschäftiger muss jeweils den Überlasser im Voraus über Qualifikationserforder-

nisse, Einstufungserfordernisse sowie über wesentliche Arbeitszeit- und Urlaubsnor-

men und über zwingende Betriebsvereinbarungs-Entgeltnormen informieren. Der 

Beschäftiger muss überdies den Überlasser vor Inanspruchnahme die arbeitsplatzre-

levanten Sicherheits- und Gesundheitsdokumente nachweislich übermitteln. Zur Er-

möglichung der Nachtschwerarbeitsmeldungen inklusive Schwerarbeitszeiten muss 

der Beschäftiger jeweils den Überlasser informieren. 

Stellenangebote 

Der Beschäftiger muss offene Stellen im eigenen Betrieb allgemein an geeigneter, 

den überlassenen Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen zugänglicher Stelle be-

kannt geben. 

Sozial- und Weiterbildungsfonds 

Für überlassene Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen wurde ein Sozial- und Weiter-

bildungsfonds eingerichtet. Aufgabe dieses Fonds ist es, den ehemaligen überlasse-

nen Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen in der überlassungsfreien oder arbeitslo-

sen Zeit Zuschüsse für Weiterbildungen zu gewähren. Auch Leistungen an den Über-

lasser zur Verlängerung der Beschäftigungsdauer sind möglich. Dafür haben die ge-

werblichen Überlasser seit 2013 für Arbeiter und ab 2017 für Angestellte Beiträge 

abzuführen. Die Beiträge betragen ab 2016 0,8 % der ASVG-Beitragsgrundlage für 

alle Überlassungsbeschäftigte im Wege über die Sozialversicherung. 

 

Sonstiges 
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Bei Überlassungen aus dem Ausland haben die überlassenen Arbeitnehmer und Ar-

beitnehmerinnen Anspruch auf höhere österreichische Entgeltfortzahlung bei Krank-

heit oder Unfall, bei Feiertagen und bei sonstigen persönlichen Dienstverhinderun-

gen. Auch gelten die längeren Kündigungszeiten und die Regelungen des Kündi-

gungs- und Entlassungsschutzes. Weiters hat der ausländische Überlasser den ös-

terreichischen Überlasserkollektivvertrag einzuhalten. Den Beschäftiger treffen be-

sondere Informations- und Dokumentationspflichten, so z.B. müssen die Sozialversi-

cherungsdokumente A1 und eine Abschrift der Überlassermeldung an die Finanzpoli-

zei am Arbeitsort bereitgehalten werden. Das gesamte AÜG finden Sie hier: 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzes

nummer=10008655 

Besondere Beschäftigtengruppen 

Kinder und Jugendliche 

Kinder sind Minderjährige bis zur Vollendung des 15. Lebensjahres oder bis zur spä-

teren Beendigung der Schulpflicht. Kinderarbeit ist grundsätzlich verboten. 

Jugendliche sind Personen, die das 15. Lebensjahr vollendet haben und nicht mehr 

der allgemeinen Schulpflicht unterliegen, bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres. 

Die Beschäftigung von Jugendlichen regeln grundsätzlich das Kinder- und Jugendli-

chenbeschäftigungsgesetz (KJBG) und die Verordnung über Beschäftigungsverbote 

und -beschränkungen für Jugendliche (KJBG-VO).  

Das Mindestalter für die reguläre Beschäftigung eines Jugendlichen im Betrieb be-

trägt 15 Jahre, weiters ist die Beendigung der Schulpflicht Voraussetzung. 

Die Arbeitszeit von Jugendlichen darf 8 Stunden täglich und 40 Stunden wöchentlich 

nicht überschreiten. Überstunden sind nur für Jugendliche über 16 Jahren, nur für 

Vor- und Abschlussarbeiten und höchstens eine halbe Stunde pro Tag zulässig. Fer-

ner dürfen Jugendliche nur in der Zeit von 6 bis 20 Uhr beschäftigt werden. Ausnah-

meregelungen existieren für das Gastgewerbe, bei Musik- und Theateraufführungen, 

bei Filmaufnahmen, in Backwaren-Erzeugungsbetrieben, im Krankenpflegebereich 

und in mehrschichtigen Betrieben. 

Menschen mit Behinderung 

Menschen, die eine Behinderung haben, können bei der zuständigen Landesstelle 

des Sozialministeriumservice den Status als sogenannte „begünstigte Behinderte“ 

beantragen. Beträgt der Grad der Behinderung mindestens 50 %, wird ihnen dieser 

Status zuerkannt. Die Feststellung des Grades der Behinderung erfolgt durch ärztli-

che Sachverständige des Sozialministeriumservice. „Begünstigte Menschen mit Be-

hinderung“ haben unter anderem Anspruch auf besondere Förderungen und – sofern 

dies im Kollektivvertrag, Dienstrecht oder in Betriebsvereinbarungen vorgesehen ist – 

Anspruch auf Zusatzurlaub sowie einen besonderen Kündigungsschutz.  

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008655
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10008655
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Das Behinderteneinstellungsgesetz regelt unter anderem den Kündigungsschutz von 

Menschen mit Behinderung. Der besondere Kündigungsschutz wird – abgesehen von 

Ausnahmen (z.B. nach einem Arbeitsunfall) – nach vier Jahren wirksam. Der allge-

meine Kündigungsschutz des Arbeitsverfassungsgesetzes gilt auch für behinderte 

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen. 

Darüber hinaus sind Betriebe mit mehr als 25 Arbeitnehmern/Arbeitnehmerinnen ver-

pflichtet, für je 25 Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen einen begünstigten Behinderten 

zu beschäftigen. Wird diese Verpflichtung nicht oder nicht zur Gänze erfüllt, ist eine 

Ausgleichstaxe zu entrichten. Stellt ein Unternehmen mit weniger als 25 Ar-

beitnehmern/Arbeitnehmerinnen ohne gesetzliche Verpflichtung dennoch Menschen 

mit Behinderung neu an, kann vom Bundessozialamt eine um 25 % erhöhte Integra-

tionsbeihilfe gewährt werden. 

Zur Förderung der Eingliederung arbeitsloser Menschen mit Behinderung in den Ar-

beitsmarkt, bzw. zur Sicherung gefährdeter Arbeitsplätze gewährt das Bundessozial-

amt eine Reihe von Förderungen und Maßnahmen: www.sozialministeriumservice.at 

Schwangere Frauen und Mütter 

Der Mutterschutz für schwangere Frauen beginnt in der Regel acht Wochen vor der 

Geburt und endet acht bis sechzehn Wochen nach der Geburt (absolutes Beschäfti-

gungsverbot). 

Wenn Frauen von ihrer Schwangerschaft erfahren, sollten sie dies sofort ihrem Ar-

beitgeber melden. Ab dieser Meldung besteht ein Kündigungs- und Entlassungs-

schutz. Während des Mutterschutzes und der anschließenden Zeit ist eine Kündi-

gung nur in besonderen Fällen (z.B. Betriebsstilllegung) und unter Zustimmung des 

Gerichtes möglich. Der Kündigungsschutz dauert bis 4 Monate nach der Entbindung. 

Wenn Sie Karenz in Anspruch nehmen, können Sie bis 4 Wochen nach Ende der 

Karenz nicht gekündigt werden. Wenn Sie Elternteilzeit in Anspruch nehmen (bis zum 

7. Geburtstag des Kindes), gilt der Kündigungsschutz bis 4 Wochen nach dem Ende 

der Elternteilzeit, jedoch höchstens bis zum vollendeten vierten Lebensjahr des Kin-

des. 

 

Das Arbeitsverhältnis für unselbstständig erwerbstätige Frauen besteht während der 

Schutzfrist weiter fort. Die Höhe des Wochengeldes wird aus dem durchschnittlichen 

Nettoverdienst der letzten vollen drei Kalendermonate vor Beginn der Schutzfrist zu-

züglich Sonderzahlungen berechnet. Wird jedoch Kinderbetreuungsgeld, Arbeitslo-

sengeld oder Notstandshilfe bezogen, wird das Wochengeld anders berechnet. In-

formationen zum Wochengeld finden Sie hier: 

https://www.help.gv.at/Portal.Node/hlpd/public/content/235/Seite.2350000.html  

 

Werdende oder stillende Mütter dürfen keine Nachtarbeit leisten, abgesehen von 

einigen zugelassenen Ausnahmen. Die Zeit der Nachtarbeit geht von 20 Uhr bis 6 

http://www.sozialministeriumservice.at/
https://www.help.gv.at/Portal.Node/hlpd/public/content/235/Seite.2350000.html
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Uhr. Ausnahmen gibt es zum Beispiel im Verkehrswesen, bei Musik- oder Theater-

aufführungen oder bei Krankenpflegepersonal. Werdende und stillende Mütter, die in 

diesen Branchen beschäftigt sind, dürfen bis höchstens 22 Uhr arbeiten. Im An-

schluss an die Nachtarbeit müssen sie eine ununterbrochene Ruhezeit von mindes-

tens 11 Stunden haben. 

Selbstständigkeit 

Hohe Zahl an Selbstständigen 

Selbstständige Erwerbsformen haben in den vergangenen Jahren an Bedeutung ge-

wonnen. Von 2001 bis 2014 gab es in Österreich einen Zuwachs der selbstständigen 

Erwerbstätigkeit um rund 15 %. Im Jahresdurchschnitt 2014 waren 463.600 Perso-

nen selbstständig erwerbstätig, davon 299.600 Männer und 164.000 Frauen. Im Ver-

gleich zum Jahr 2013 sank die Zahl der selbständig Erwerbstätigen jedoch leicht. 

Zahlen für 2015 sind noch nicht verfügbar. 

Formen der Selbstständigkeit 

Als Gründungsformen für ein Unternehmen stehen zahlreiche Möglichkeiten offen, 

z.B.: 

 Neugründung 

 Franchising (Mieten eines eingeführten Geschäftskonzepts) 

 Unternehmensnachfolge/Übernahme 

 Kleingründung (Kapitalbedarf für die Existenzgründung unter 25.000 Euro) 

 Spin-off (Ausgliederung von Unternehmensteilen) 

 Internet-Start-up 

 E-Business 

Beratung zur Existenzgründung, finanzielle Hilfen 

Informationen und Beratungsangebote zum Weg in die Selbstständigkeit bieten z.B. 

folgende Institutionen: 

  Gründerservice der Wirtschaftskammer Österreich: www.gruenderservice.at  

 Unternehmensgründungsprogramm des AMS 

www.ams.at/sfa/14081_18658.html  

 Das Service „Unternehmensgründung“ im Bundesministerium für Wissen-

schaft, Forschung und Wirtschaft: 

http://www.bmwfw.gv.at/wirtschaftspolitik/standortpolitik/seiten/unternehmens

gr%C3%BCndung.aspx  

http://www.gruenderservice.at/
http://www.ams.at/sfa/14081_18658.html
http://www.bmwfw.gv.at/wirtschaftspolitik/standortpolitik/seiten/unternehmensgr%C3%BCndung.aspx
http://www.bmwfw.gv.at/wirtschaftspolitik/standortpolitik/seiten/unternehmensgr%C3%BCndung.aspx
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 Links und Adressen zur Unternehmensgründung: 

https://www.help.gv.at/Portal.Node/hlpd/public/content/232/Seite.2320000.htm  

Gewerbeausübung 

Wird eine Niederlassung in Österreich errichtet, so benötigt man eine Gewerbebe-

rechtigung für den betreffenden Standort. Auch in Tschechien wird durch eine ähnli-

che Gewerbeordnung geregelt, welche Berufe nur mit einer Gewerbeberechtigung 

oder mit einer Business-Lizenz ausgeübt werden dürfen. 

Nicht nur Österreicher und Österreicherinnen dürfen ein Gewerbe anmelden, sondern 

auch Staatsangehörige eines Mitgliedes des EWR-Raumes und der Schweiz. Für die 

Anmeldung eines Gewerbes in Österreich müssen mehrere Voraussetzungen erfüllt 

sein. Die Person, die ein Gewerbe anmelden möchte, muss das 18. Lebensjahr voll-

endet haben. Es dürfen keine Gewerbeausschlussgründe vorliegen (beispielsweise 

ein Finanzstrafdelikt). Bei einem reglementierten Gewerbe (z.B. Tischler/Tischlerin) 

muss die Befähigung nachgewiesen werden. 

Hat man die Absicht, ein Gewerbe anzumelden, so wendet man sich am besten an 

die zuständige Wirtschaftskammer: 

https://www.wko.at/Content.Node/Service/Wirtschaftsrecht-und-

Gewerberecht/Gewerberecht/Gewerbeanmeldung/Gewerbeanmeldung---

Themenstartseite.html    

 

Weitere Informationen: 

http://portal.wko.at/wk/format_detail.wk?AngID=1&StID=420794&DstID=686 

 

Wenn Sie ein Gewerbe eröffnen wollen, müssen Sie dieses bei der Bezirksverwal-

tungsbehörde (http://www.help.gv.at/behoerdenadressen/anfrage.jsf), in deren 

Sprengel die Niederlassung liegt, oder (bei Städten mit eigenem Statut) beim Magist-

rat vornehmen. Juristische Personen (Firmen) benötigen überdies die Eintragung im 

österreichischen Firmenbuch. Der bei der Anmeldung von reglementierten Gewerben  

(http://www.bmwfw.gv.at/Unternehmen/Gewerbe/Documents/Liste%20reglementierte

%20Gewerbe.pdf) zu erbringende Befähigungsnachweis kann auch im Wege der 

Diplomanerkennung erfolgen: 

https://www.help.gv.at/Portal.Node/hlpd/public/content/232/Seite.2320604.html 

Bitte informieren Sie sich auf jeden Fall bei der zuständigen Bezirksverwaltung, wenn 

Sie sich mit handwerklichen Tätigkeiten selbstständig machen wollen. 

Freie Dienstnehmer und Dienstnehmerinnen 

Folgende Merkmale kennzeichnen einen freien Arbeits- bzw. Dienstvertrag: 

 Geringe oder keine persönliche Abhängigkeit 

https://www.help.gv.at/Portal.Node/hlpd/public/content/232/Seite.2320000.htm
https://www.wko.at/Content.Node/Service/Wirtschaftsrecht-und-Gewerberecht/Gewerberecht/Gewerbeanmeldung/Gewerbeanmeldung---Themenstartseite.html
https://www.wko.at/Content.Node/Service/Wirtschaftsrecht-und-Gewerberecht/Gewerberecht/Gewerbeanmeldung/Gewerbeanmeldung---Themenstartseite.html
https://www.wko.at/Content.Node/Service/Wirtschaftsrecht-und-Gewerberecht/Gewerberecht/Gewerbeanmeldung/Gewerbeanmeldung---Themenstartseite.html
http://portal.wko.at/wk/format_detail.wk?AngID=1&StID=420794&DstID=686
http://www.help.gv.at/behoerdenadressen/anfrage.jsf
http://www.bmwfw.gv.at/Unternehmen/Gewerbe/Documents/Liste%20reglementierte%20Gewerbe.pdf
http://www.bmwfw.gv.at/Unternehmen/Gewerbe/Documents/Liste%20reglementierte%20Gewerbe.pdf
https://www.help.gv.at/Portal.Node/hlpd/public/content/232/Seite.2320604.html
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 Freie Dienstnehmer/Dienstnehmerinnen können sich in der Regel vertreten 

lassen 

 Sie sind nicht in die Organisation des Betriebes eingegliedert, 

 Sie verwenden eigene Arbeitsmittel  

 Sie übernehmen keine Erfolgsgarantie 

 

Freie Dienstnehmer/Dienstnehmerinnen, deren monatliches Entgelt die Geringfügig-

keitsgrenze, 415,72 Euro im Monat (Stand 2016), übersteigt, müssen bei der zustän-

digen Gebietskrankenkasse als freie Dienstnehmer/Dienstnehmerinnen angemeldet 

werden und sind somit krankenversichert. Ab dem 4. Tag der Arbeitsunfähigkeit kann 

Krankengeld bezogen werden. Sie sind außerdem unfall-, arbeitslosen- und pensi-

onsversichert und unterliegen den Bestimmungen des Insolvenzentgeltsicherungsge-

setzes (IESG).  

Achtung: Freie Dienstnehmerinnen/Dienstnehmer genießen einen eingeschränkten 

arbeitsrechtlichen Schutz. Ohne entsprechende Vereinbarungen zwischen Auftrag-

geber und Dienstnehmerin/Dienstnehmer besteht kein Anspruch auf Sonderzahlun-

gen, Urlaub, Entgeltfortzahlung, Kündigungsschutz etc. Sie erhalten allerdings bei 

der Erfüllung der Voraussetzungen eine Abfertigung bzw. unterliegen dem Betriebli-

chen Mitarbeiter- und Selbständigenvorsorgegesetz (BMSVG). Freie Dienstnehme-

rinnen/Dienstnehmer müssen Einkommensteuer leisten, wenn ihr Jahreseinkommen 

einen bestimmten Betrag übersteigt. Sie werden als Unternehmer  bzw. Unternehme-

rin eingestuft und müssen beim Finanzamt eine Steuernummer beantragen. 

 

Weitere Informationen: 

  https://www.usp.gv.at/Portal.Node/usp/public/content/mitarbeiter/beschaeftigu

ngsformen/freie_dienstnehmer/Seite.880003.html 

  http://www.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/Arbeitsvertraege/Freier

_Dienstvertrag.html  

Werkvertrag 

Ein Werkvertrag liegt dann vor, wenn jemand die Herstellung eines Werkes gegen 

Entgelt übernimmt. Im Gegensatz zum Arbeits- bzw. Dienstvertrag ist beim Werkver-

trag das Ergebnis der Dienstleistung entscheidend. Geschuldet wird das Werk (die 

konkrete Leistung) oder ein bestimmter Erfolg. 

Unter die Rubrik „Neue Selbstständige“ fallen alle gewerblichen Tätigkeiten, für die 

kein Gewerbeschein notwendig ist (z.B. Autoren/Autorinnen, Gutach-

ter/Gutachterinnen, Übersetzer/Übersetzerinnen, Vortragende, Psychotherapeu-

ten/Psychotherapeutinnen). Die Merkmale der Neuen Selbstständigkeit decken sich 

im Wesentlichen mit jenen von Werkvertragsnehmern mit Gewerbeschein: 

 Persönliche und wirtschaftliche Unabhängigkeit vom Auftraggeber 

https://www.usp.gv.at/Portal.Node/usp/public/content/mitarbeiter/beschaeftigungsformen/freie_dienstnehmer/Seite.880003.html
https://www.usp.gv.at/Portal.Node/usp/public/content/mitarbeiter/beschaeftigungsformen/freie_dienstnehmer/Seite.880003.html
http://www.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/Arbeitsvertraege/Freier_Dienstvertrag.html
http://www.arbeiterkammer.at/beratung/arbeitundrecht/Arbeitsvertraege/Freier_Dienstvertrag.html
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 Die Tätigkeit muss nicht persönlich ausgeübt werden (Vertretungsrecht durch 

Dritte) 

 Der Werkvertragsnehmer/die Werkvertragsnehmerin ist nicht weisungsge-

bunden 

 Der Auftragnehmer/die Auftragnehmerin verfügt über unternehmerische Struk-

tur (Büro, Betriebsmittel etc.) 

 

Der Werkvertrag ist mit der Erbringung des Werkes erfüllt. Die Fertigstellung des ver-

einbarten Werkes oder der Eintritt des Erfolges bedeutet die automatische Beendi-

gung des Schuldverhältnisses. Neue Selbstständige haben ihre Tätigkeit selbst bei 

der Sozialversicherung der Gewerblichen Wirtschaft (SVA) zu melden, wenn 

 sie aufgrund dieser Tätigkeit nicht bereits nach einer anderen Bestimmung 
pflichtversichert sind (z.B. nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz - 
ASVG oder Freiberuflichen Sozialversicherungsgesetz - FSVG), 

 sie aus dieser Tätigkeit  steuerrechtlich betriebliche  „Einkünfte aus Gewerbe-
betrieb“ und/oder „Einkünfte aus selbständiger Arbeit“ erzielen und 

 diese Einkünfte über einem bestimmten Grenzbetrag (= Versicherungsgrenze) 
liegen. Dieser Grenzbetrag entspricht dem Jahreswert der Geringfügigkeits-
grenze und beträgt 4.988,64 Euro. Diese Versicherungsgrenze gilt unabhängig 
davon ob Sie Ihre selbständige Tätigkeit haupt- oder nebenberuflich ausüben 
oder ob sie die einzige Einkommensquelle ist oder nicht. 

Anmerkung: Die Unterscheidung zwischen den Versicherungsgrenzen I und II gilt seit 

01.01.2016 nicht mehr.  

 

Neue Selbstständige sind kranken-, pensions- und unfallversichert. 

Weitere Informationen: 

https://www.usp.gv.at/Portal.Node/usp/public/content/mitarbeiter/beschaeftigungsfor

men/neue_selbstaendige/Seite.880004.html (Neue Selbständige) 

https://www.usp.gv.at/Portal.Node/usp/public/content/mitarbeiter/beschaeftigungsfor

men/werkvertrag_mit_gewerbeberechtigung/Seite.880005.html (Werkvertrag mit Ge-

werbeberechtigung) 

Versicherungspflicht 

In Österreich gibt es ein System der Pflichtversicherung für alle Erwerbstätigen. In 

Abhängigkeit von der Erwerbstätigkeit, die Sie ausüben, werden Sie einer Pflichtver-

sicherung zugeordnet. Aufgrund der Pflichtversicherung nach dem Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetz (GSVG) sind alle selbständig erwerbstätigen Personen 

versichert (z.B. Neue Selbständige, Werkvertragsnehmer/Werkvertragsnehmerinnen 

mit Gewerbeberechtigung, Einzelunternehmer/Einzelunternehmerinnen mit Gewer-

beberechtigung etc.). 

https://www.usp.gv.at/Portal.Node/usp/public/content/mitarbeiter/beschaeftigungsformen/neue_selbstaendige/Seite.880004.html
https://www.usp.gv.at/Portal.Node/usp/public/content/mitarbeiter/beschaeftigungsformen/neue_selbstaendige/Seite.880004.html
https://www.usp.gv.at/Portal.Node/usp/public/content/mitarbeiter/beschaeftigungsformen/werkvertrag_mit_gewerbeberechtigung/Seite.880005.html
https://www.usp.gv.at/Portal.Node/usp/public/content/mitarbeiter/beschaeftigungsformen/werkvertrag_mit_gewerbeberechtigung/Seite.880005.html
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Das sollten Grenzgänger und Grenzgängerinnen 

wissen 

Unselbstständige Tätigkeit 

Für unselbstständige Tätigkeiten gelten die österreichischen Rechtsvorschriften, die 

für die jeweiligen Beschäftigungsformen relevant sind.  

Selbstständig Arbeiten von Tschechien nach Österreich 

Sobald Sie in Österreich eine Niederlassung gründen wollen, müssen Sie dort das 

Gewerbe anmelden. Soweit es sich um Tätigkeiten reglementierter Gewerbe handelt, 

muss ein Befähigungsnachweis entsprechend der österreichischen Gewerbeordnung 

erbracht werden. Es muss daher die in Tschechien erworbene Qualifikation vom ös-

terreichischen Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft aner-

kannt werden. Diese Anerkennung oder Gleichhaltung muss vor der erstmaligen Er-

bringung der Dienstleistung erfolgen und gilt dann für immer. 

 

 

Information und Beratung 

EURES – das europäische Portal zur beruflichen Mobilität 

EURES (European Employment Services) ist ein Kooperationsnetz der öffentlichen 

Arbeitsverwaltungen, das die Freizügigkeit der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 

in den 28 Ländern der EU sowie in der Schweiz, Island, Liechtenstein und Norwegen 

erleichtern soll. Auch das AMS Österreich bietet somit Unternehmen und Arbeitsu-

chenden zusätzliche Dienstleistungen im Bereich der europäischen Job-Vermittlung. 

Den Einstieg zu EURES über das AMS finden Sie hier. 

EURES-Beratungsstellen  

Berater und Beraterinnen von EURES informieren und beraten Sie bei grenzüber-

schreitenden Fragen bezüglich Arbeitsmarkt, Lebens- und Arbeitsbedingungen. Auf 

der Website von EURES können Sie auch regionale Ansprechpersonen suchen.  

Eine Übersicht der EURES-Berater und -Beraterinnen des tschechischen Arbeitsam-

tes finden Sie auch unter folgendem Link:  

http://portal.mpsv.cz/eures/kontakty 

i 

 

http://www.ams.at/service-arbeitsuchende/arbeitsuche/europaweite-vermittlung
http://ec.europa.eu/eures/main.jsp?acro=eures&lang=de&catId=3&parentCategory=3
http://portal.mpsv.cz/eures/kontakty
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Beratungsstellen 

Beratung für unselbstständig Erwerbstätige bieten der Österreichische Gewerk-

schaftsbund (ÖGB, www.oegb.at) und die Arbeiterkammer (AK, 

www.arbeiterkammer.at).  

 

Das Gründer-Service der Wirtschaftskammer unterstützt und begleitet Sie bei Ihrem 

Schritt in die Selbstständigkeit durch Beratung, Weiterbildung und Information. 

 

Gründerservice Niederösterreich 

Landsbergerstraße 1 

A-3100 St. Pölten 

Tel.: +43 (0) 2742 851 17701 

Fax: +43 (0) 2742 851 17199 

E-Mail: gruender@wknoe.at  

Internet: www.gruenderservice.at  

 

Gründerservice Oberösterreich 

Hessenplatz 3 

A-4020 Linz 

Tel.: +43 (0) 5 90 909 

Fax: +43 (0) 5 90 909 2800 

E-Mail: sc.gruender@wkooe.at  

Internet: www.gruenderservice.at  

http://www.oegb.at/
http://www.arbeiterkammer.at/
mailto:gruender@wknoe.at
http://www.gruenderservice.at/
mailto:sc.gruender@wkooe.at
http://www.gruenderservice.at/

